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Informationsrechte der Betriebsräte  werden von den Arbeitgebern in 
der Regel noch häufiger missachtet als Mitbestimmungsrechte. Aller-
dings sieht § 121 BetrVG vor, dass die Nichterfüllung bestimmter In-
formationspflichten eine Ordnungswidrigkeit darstellt, die mit einer 
Geldbuße geahndet werden kann. Geschützt sind z.B. folgende 
 Informationsansprüche des Betriebsrats: 
 
• Planung bei der Gestaltung von Arbeitsplätzen, Arbeitsabläufen  

und Arbeitsumgebung gemäß § 90 BetrVG  
• Personalplanung einschließlich Gleichstellungspläne  

gemäß § 92 BetrVG  
• Unterrichtung vor personellen Einzelmaßnahmen gemäß  

§ 99 BetrVG einschließlich der Vorlage der erforderlichen  
Bewerbungsunterlagen 

• Informationen über geplante Betriebsänderungen gemäß  
§ 111 BetrVG 

 
Besonders ärgerlich für Betriebsräte ist die Missachtung ihrer Anhö-
rungs- und Beratungsrechte, wenn der Arbeitgeber sich ansonsten im 
weitgehend mitbestimmungsfreien Raum bewegt wie z.B. bei der Pla-
nung von Arbeitsplätzen oder Arbeitsabläufen, die zum größten Teil 
seinem Direktionsrecht unterworfen und deshalb nicht mitbestim-
mungspflichtig sind. Hier kann nur noch nachträglich die Anzeige bei 
der zuständigen Behörde helfen, wie das folgende Beispiel zeigt. 
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ViSdP: Rechtsanwalt Stefan Bell, Mühlenstraße 3, 40213 Düsseldorf. 
Bei unveränderter Übernahme einschließlich unseres Logos sind wir mit einer Veröffentlichung einverstanden. 

Über eine kurze Benachrichtigung freuen wir uns. 
Wenn Sie unser Mandanten-Info nicht mehr beziehen wollen, mailen Sie bitte an info@fachanwaeltinnen.de. 
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Ein Betriebsrat warf dem Arbeitgeber vor, ihn zum wiederholten Male unter Verstoß 
gegen § 99 Abs. 1 BetrVG nicht rechtzeitig und umfassend über die Versetzung 
eines Arbeitnehmers unterrichtet zu haben. Konkret ging es um einen Arbeitnehmer, 
dem im Laufe der Jahre immer wieder Tätigkeiten zugewiesen und entzogen wurden, 
sodass sich die prozentuale Zusammensetzung der Tätigkeiten an seinem Arbeits-
platz immer wieder änderte. Der Betriebsrat erstattete Anzeige gemäß § 121 Abs. 1 
BetrVG gegen den Arbeitgeber wegen eines Verstoßes gegen § 99 Abs. 1 BetrVG 
bei der zuständigen Ordnungswidrigkeitsbehörde. 
 
Die Behörde stellte fest, dass es sich um Versetzungen gehandelt habe. Sie stellte 
auch fest, dass der Arbeitgeber vorsätzlich handelte. Man könne nämlich vorausset-
zen, dass ein Arbeitgeber immer die Maßnahmen kenne, die seine Auskunfts- bzw. 
Beteiligungspflichten gegenüber dem Betriebsrat nach dem Betriebsverfassungsge-
setz auslösen. Jedenfalls sei er sich darüber bewusst gewesen, dass er die Verset-
zungen ohne vorherige Beteiligung des Betriebsrates vorgenommen habe. Dies habe 
er auch so gewollt. Unerheblich sei, dass der Arbeitgeber kein Unrechtsbewusstsein 
habe. Von einem Arbeitgeber könne stets verlangt werden, dass er die ihm 
nach dem BetrVG obliegenden Pflichten kenne. 
 
Die Behörde setzte sodann eine Geldbuße in Höhe von 1.000,00 € fest. Diese be-
wege sich noch im unteren Bereich des möglichen Rahmens (Bescheid der  
Bezirksregierung Düsseldorf vom 24.10.2005, Aktenzeichen 15.01.07- 01/48). 
 
Dieses Ordnungswidrigkeitsverfahren zeigt, dass es Situationen und Strategien gibt, 
in denen eine Anzeige durchaus angemessen sein kann. Mit Rückenwind durch die-
sen Bußgeldbescheid war es für den Betriebsrat ab dann auch einfacher, Unterlas-
sungsansprüche vor dem Arbeitsgericht durchzusetzen. Die Kosten, die durch Be-
auftragung eines Anwalts / einer Anwältin mit einer Anzeige der Ordnungswid-
rigkeit entstehen, muss gemäß § 40 BetrVG der Arbeitgeber tragen (LAG Düs-
seldorf, NZA 94, 1052). 
 
Personalräte werden diese Möglichkeiten des Betriebsverfassungsgesetzes mit 
leichter Wehmut zur Kenntnis nehmen: Nach dem Personalvertretungsrecht gibt es 
für die Durchsetzung von Personalratsrechten weder Straf- noch Ordnungswidrig-
keitstatbestände. 
 


